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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Martiny, Adler, Bernrath, Blunck, Dr. Götte, Ibrügger, Dr. Jens, 
Müller (Düsseldorf), Odendahl, Dr. Pick, Weiler, Weyel, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Verbraucherpolitik und europäischer Binnenmarkt 

Die Vorteile des europäischen Binnenmarktes müssen vor allem 
den Verbrauchern zugute kommen, ein Höchstmaß an Verbrau-
cherschutz muß gewährleistet werden. Voraussetzung ist eine 
europaweite Absicherung und Verbesserung von Verbraucher-
rechten. Die Verbraucherpolitik muß sich dabei in erster Linie an 
den Interessen der besonders schutzwürdigen Bevölkerungsgrup-
pen orientieren. Verbrauchersicherheit und Verbraucherschutz 
sowie Verbraucherinformation und -beratung müssen im Vorder-
grund stehen. Andernfalls besteht die Gefahr, daß die Schaffung 
des Gemeinsamen Marktes mit umfangreicheren und komplexe-
ren Konsumgütermärkten zu einem erheblichen Informationsdefi-
zit auf seiten der Konsumenten führen wird und daß es im Zuge 
der Harmonisierung zu einem Abbau bestehender verbraucher-
politischer Schutzvorschriften kommt. 

Berücksichtigt werden muß auch, daß der Einfluß der nationalen 
Gesetzgeber in den zwölf EG-Ländern im Zusammenhang mit der 
Realisierung des europäischen Binnenmarktes 1992 deutlich 
schwinden wird. Vordringlich ist daher eine Stärkung des Euro-
päischen Parlaments und eine Intensivierung der Zusammen-
arbeit zwischen dem EP und den Parlamenten in den Mitglied-
staaten. Die nationalen Parlamente müssen weiter rechtzeitig 
Schwerpunkte für die rechtliche Vereinheitlichung festlegen; 
denn es ist davon auszugehen, daß nicht alle bisher vorgesehenen 
Vorhaben bis zum Stichtag realisie rt  werden können. Außerdem 
müssen internationale Kontrollmaßnahmen, z. B. in der Lebens-
mittelproduktion, vorgesehen werden. 

Diese Aspekte haben in der bisherigen Diskussion des Binnen-
marktes eine untergeordnete Rolle gespielt, sie müssen daher 
verstärkt und unverzüglich angegangen werden. Hierbei muß ein 
umfassender Begriff der Verbraucherpolitik Grundlage sein, der 
Auswirkungen anderer Politikbereiche auf den Verbraucher-
schutz einschließt. Um aber die nationale verbraucherpolitische 
Gesetzgebungsarbeit vom heutigen Tage an im Hinblick auf das 
Jahr 1992 sinnvoll organisieren zu können, ist es notwendig, den 
Stand der Vorhaben der EG zu kennen. Die vielfältigen Ver- 
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flechtungen des Verbraucherschutzes mit anderen Politikberei-
chen erschweren jedoch den Überblick darüber, welche verbrau-
cherpolitisch relevanten Initiativen der Gemeinschaft bereits 
abgeschlossen und auf dem Weg in die Mitgliedsländer sind, 
welche vorbereitet werden und welche Vorhaben in welchem 
Stadium der Behandlung existieren. 

Deshalb bitten wir die Bundesregierung um Auskunft zu den 
folgenden Komplexen. Unter EG und Gemeinschaft sollen dabei 
der Ministerrat, die Kommission, das Europäische Parlament und 
der Wirtschafts- und Sozial-Ausschuß verstanden werden. Die Be-
griffe Initiative, Vorhaben, Vorschläge, Regelungen beziehen sich 
auf Verordnungen, Richtlinien, Entschließungen, Entscheidungen 
und Empfehlungen. Erfaßt werden sollen auch Vorhaben nicht 
primär verbraucherpolitischer Bereiche, die jedoch Belange der 
Verbraucher berühren. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Generelles 

1. Von welchem Verbraucherbegriff gehen Ministerrat und 
Bundesregierung aus? Sind beispielsweise soziale Kompo-
nenten (der Rentner als Verbraucher, der Sozialhilfeemp-
fänger als Verbraucher ...) oder Umweltkomponenten (die 
Beeinträchtigung der Lebensqualität durch Lärm oder 
Emissionen, die Problematik der Zubereitung von Baby-
nahrung durch nitrathaltiges Wasser, die Unmöglichkeit 
der Naherholung aufgrund von Umweltzerstörung ...) in 
den Verbraucherbegriff integ riert? 

2. Wird von den Regierungen der Mitgliedstaaten die Rolle 
des Arbeitnehmers als deckungsgleich mit jener des Ver-
brauchers gesehen, oder gibt es Interessenkonflikte und 
Friktionen? Wenn ja, welche Stellung beziehen die EG und 
die Bundesregierung in solchen Fragen? 

3. In der Antwort der Bundesregierung vom 19. Dezem-
ber 1985 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
„10 Jahre europäisches Verbraucherschutzprogramm" 
(Drucksache 10/4600) hat die Bundesregierung ihre P riori

-täten für eine gemeinschaftliche Verbraucherpolitik ge-
nannt und die Mitteilung der Kommission zu einem 
„Neuen Impuls" begrüßt, in der eine verbraucherpoli-
tische Gesamtstrategie dargelegt wird. 

Welche Schritte hat die Bundesregierung in der Zwischen-
zeit unternommen, um diese Vorstellungen zu realisieren? 

4. Welche Vorstellungen leiten Ministerrat und die Bundes-
regierung, um das Recht auf Information durchzusetzen, 
das als verbraucherpolitisches Grundrecht im Rahmen der 
EG definiert wurde? 

—Welche Schritte sind in diesem Zusammenhang ge-
plant, 

—welche Organisationsformen sind ins Auge gefaßt, 

— auf welcher Ebene sollen Maßnahmen institutionell 
angesiedelt werden, 
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—wie sollen sie regional verteilt werden, 

—in welcher Höhe sollen staatliche oder EG-Mittel ge-
währt werden, 

—welche Initiativen sind vorgesehen, um den Erfahrungs-
austausch sowie Koordination und Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und mit der Kommission 
zu verbessern? 

5. Welche Vorstellungen leiten den Ministerrat, um das 
„Recht auf Vertretung", das als verbraucherpolitisches 
Grundrecht im Rahmen der EG definiert wurde, EG-weit 
zu gewährleisten? 

II. Produkte 

Die Rechtsharmonisierung der EG auf dem Gebiet der Pro-
dukte (einschließlich der Lebensmittel und landwirtschaft-
licher Naturprodukte vor der ersten Verarbeitung) ist relativ 
weit fortgeschritten. Wir bitten um folgende Angaben zu 
Regelungen, die Produkte betreffen (unter Hinweis auf die 
Fundstelle/Dokumenten-Nummer sowie Datum und Titel der 
entsprechenden Initiativen) : 

1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Enthält die vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit erarbeitete Novelle zum Chemika

-

liengesetz 

—eine Definition des Begriffes „Erzeugnisse", 

—eine Prüf- und Meldepflicht neuer Stoffe, wenn sie erst-
malig als Erzeugnisse bzw. als Bestandteile von Erzeug-
nissen in den Verkehr gebracht werden, 

—Vorschriften zur Informationsweitergabe über Erzeug-
nisse, bei deren Verwendung gefährliche Stoffe ent-
stehen bzw. freigesetzt werden können. 

Wenn ja, bitten wir um nähere Angaben zu den einzelnen 
Regelungen; wenn nein, fragen wir nach den Gründen der 
Nichtaufnahme. 

3. In der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD zu Gesundheits- und Umweltschutz bei Bedarfsge-
genständen (Drucksache 11/2838) hat die Bundesregie-
rung darauf hingewiesen, daß auf Gemeinschaftsebene 
Vorschriften für bestimmte Bedarfsgegenstände vorberei-
tet werden. 

Welche Angaben kann die Bundesregierung zu diesen 
Vorschriften sowie zum voraussichtlichen Zeitpunkt der 
Vorlage an den Rat machen? 

4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die auf 
Gemeinschaftsebene erarbeiteten oder in Vorbereitung 
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befindlichen Regelungen zu Bedarfsgegenständen umfas-
send genug sind, wenn sie offensichtlich Erzeugnisse aus-
schließen, die keine gefährlichen Zubereitungen sind? 
Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung hinsicht-
lich der von der Gemeinschaft nicht erfaßten Bedarfs-
gegenstände? Falls keine Maßnahmen vorgesehen sind, 
welche Gründe bestehen hierfür? 

5. Welche verbraucherpolitisch relevanten Vorschläge hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Regelungen enthalten sind? 

6. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Problematik der 
Lebensmittelimitate? Wie steht die Bundesregierung zu 
einer Forderung verstärkter Kontrollen der Lebensmittel-
produktion, um weiteren Lebensmittelskandalen vorzu-
beugen und den Wegfall von Grenzkontrollen auszuglei-
chen? 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 

9. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und 
Datum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fra-
gen 1, 5 und ggf. 8 genannten Vorschlägen abgegeben? 

10. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im Be-
reich der Produkte geplant? Welcher zeitliche Ablauf ist 
vorgesehen? Welche Vorhaben sind für die Bundesregie-
rung vorrangig? 

11. In welchen Punkten werden nach Ansicht der Bundes-
regierung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? 
Wo sind nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten 
zu setzen? 

III. Dienstleistungen 

auf dem Gebiet der Dienstleistungen, bei den Banken, Versi-
cherungen, den öffentlichen Anbietern, ist die Harmonisie- 
rung innerhalb der EG noch längst nicht so weit fortgeschrit-
ten. Hinzu kommt, daß dieses Gebiet in Teilbereichen erheb-
lich intransparenter ist als das der Produkte und daß im natio-
nalen Bereich die systematische Beschäftigung mit Dienstlei-
stungen erheblich später eingesetzt hat als bei den Produkten. 
Deshalb bitten wir die Bundesregierung um folgende Anga-
ben zu Regelungen, die Dienstleistungen betreffen (unter Hin-
weis auf die Fundstellen/Dokumenten-Nummer sowie Datum 
und Titel) : 
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1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Welche verbraucherpolitisch relevanten Vorschläge hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Regelungen enthalten sind? 

3. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 

5. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und Da-
tum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fragen 
1, 2 und ggf. 4 genannten Vorschlägen abgegeben? 

6. Welche verbraucherpolitisch relevanten Initiativen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im Be-
reich der Dienstleistungen geplant? Welcher zeitliche 
Ablauf ist vorgesehen? Welche Vorhaben sind für die Bun-
desregierung vorrangig? 

7. In welchen Gebieten werden nach Ansicht der Bundes-
regierung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? 
Wo sind nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten 
zu setzen? 

IV. Gesundheit und körperliche Unversehrtheit 

Als verbraucherpolitisches Grundrecht ist das Recht auf Ge-
sundheit und körperliche Unversehrtheit EG-weit definiert. 
Gleichwohl gibt es national wie EG-weit Lücken, Versäum-
nisse, von der technischen Entwicklung überholte Regelun-
gen, z. B. bei den zugelassenen Zusatzstoffen, den zulässigen 
Höchstmengen, bei Umweltgiften, beim Arbeits- und Gesund-
heitsschutz sowie bei Sicherheitsnormen. Hierzu fragen wir 
die Bundesregierung (unter Hinweis auf die Fundstellen/ 
Dokumenten-Nummern sowie Datum und Titel): 

1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Welche verbraucherpolitisch relevanten Vorschläge hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Regelungen enthalten sind? 
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3. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 

5. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und Da-
tum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fragen 
1, 2 und ggf. 4 genannten Vorschlägen abgegeben? 

6. Welche verbraucherpolitisch relevanten Initiativen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im Be-
reich des Gesundheits- und Sicherheitsschutzes geplant? 
Welcher zeitliche Ablauf ist vorgesehen? Wo werden not-
gedrungen Lücken bleiben? Welche Vorhaben sind für die 
Bundesregierung vorrangig? 

7. In welchen Gebieten werden nach Ansicht der Bundesregie-
rung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? Wo sind 
nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten zu setzen. 

V. Wiedergutmachung erlittenen Schadens 

EG-weit sind auch die verbraucherpolitischen Grundrechte 
auf Schutz vor wirtschaftlichem Schaden und auf Wiedergut-
machung erlittenen Schadens gewährleistet. Hier klaffen nach 
wie vor Lücken auf dem Gebiet des Haftungsrechtes, insbe-
sondere im Hinblick auf die Umwelthaftung, von der auch der 
Letztverbraucher berührt sein kann. Hierzu fragen wir die 
Bundesregierung (unter Hinweis auf die Fundstellen/Doku-
menten-Nummer sowie Datum und Titel) : 

1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Welche verbraucherpolitisch relevanten Vorschläge hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Regelungen enthalten sind? 

3. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 
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5. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und Da-
tum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fragen 
1, 2 und ggf. 4 genannten Vorschlägen abgegeben? 

6. Welche verbraucherpolitisch relevanten Initiativen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im 
Bereich der Umwelthaftung geplant? Welcher zeitliche 
Ablauf ist vorgesehen? Wo werden notgedrungen Lücken 
bleiben? Welche Vorhaben sind für die Bundesregierung 
vorrangig? 

7. In welchen Gebieten werden nach Ansicht der Bundes-
regierung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? 
Wo sind nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten 
zu setzen? 

VI. Kommunikation 

Zunehmend gewinnt die Kommunikation als Sonderform der 
Dienstleistung im EG-Bereich an Bedeutung. Dies betrifft 
einerseits das öffentliche und p rivate Angebot an Fernsehen 
und Rundfunk, andererseits aber auch die Bürokommunika-
tion mit ihren Auswirkungen auf Organisation und Verwal-
tung. Hier verschärfen sich Wettbewerbsprobleme, und Kon-
zentrationsprozesse beschleunigen sich möglicherweise. Auch 
wenn es sich auf den ersten Blick um Fragestellungen handelt, 
die eher Anbieter betreffen, gibt es doch sehr einschneidende 
Folgen auch für die Konsumentenseite, beispielsweise Aus-
wirkungen der Werbung, Teleshopping, etc. Wir fragen vor 
dem Hintergrund dieser Probleme die Bundesregierung (unter 
Hinweis auf die Fundstellen/Dokumenten-Nummer sowie Da-
tum und Titel) : 

1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Welche verbraucherpolitisch relevanten Vorschläge hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Regelungen enthalten sind? 

3. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

 
4. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 

5. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und Da-
tum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fragen 
1, 2 und ggf. 4 genannten Vorschlägen abgegeben? 
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6. Welche verbraucherpolitisch relevanten Initiativen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im 
Bereich der Kommunikation geplant? Welcher zeitliche 
Ablauf ist vorgesehen? Welche Vorhaben sind für die Bun-
desregierung vorrangig? 

7. In welchen Gebieten werden nach Ansicht der Bundes-
regierung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? 
Wo sind nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten 
zu setzen? 

VII. Sonstige Regelungen 

In welchen anderen Bereichen sind Regelungen beschlossen 
worden oder in Vorbereitung, die verbraucherpolitische Be-
lange berühren? 

Wir bitten die Bundesregierung hierzu um folgende Angaben 
(unter Hinweis auf die Fundstellen/Dokumenten-Nummer so-
wie Datum und Titel): 

1. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
der EG-Rat seit 1985 verabschiedet? Wie ist der Stand der 
Behandlung dieser Vorhaben in den einzelnen Mitglieds-
ländern, insbesondere in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

2. Welche verbraucherpolitisch relevanten Regelungen hat 
die Kommission im angegebenen Zeitraum dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt, die nicht in der Liste der bereits 
vom Rat angenommenen Initiativen enthalten sind? 

3. Wann ist mit einer Annahme dieser Initiativen zu rechnen? 
Welche Haltung nimmt die Bundesregierung dazu ein? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, welche verbraucherpoli-
tisch relevanten Initiativen derzeit von der Kommission der 
EG vorbereitet werden, wann mit der Vorlage an den Rat, 
wann mit der Verabschiedung durch den Rat zu rechnen 
ist, und wie ist die Stellungnahme der Bundesregierung 
dazu? 

5. Welche Stellungnahmen (Dokumenten-Nummer und Da-
tum) hat das Europäische Parlament zu den unter Fragen 
1, 2 und ggf. 4 genannten Vorschlägen abgegeben? 

6. Welche verbraucherpolitisch relevanten Initiativen sind 
seitens der Gemeinschaft und der Bundesregierung im 
Bereich der Kommunikation geplant? Welcher zeitliche 
Ablauf ist vorgesehen? Welche Vorhaben sind für die Bun-
desregierung vorrangig? 

7. In welchen Gebieten werden nach Ansicht der Bundes-
regierung und des Ministerrats Regelungslücken bleiben? 
Wo sind nach Auffassung der Bundesregierung Prioritäten 
zu setzen? 

Bonn, den 14. Dezember 1988 
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